
 

Der Kreisparteitag der CDU Köln hat beschlossen: 

Kein Schlussstrich ohne Aufklärung – Rechtsstaat durchsetzen – Verantwortung benennen – 

Konsequenzen ziehen – Konsequenzen aus der „Liste Coesfeld“ 

Der Kreisparteitag der CDU Köln fordert die Stadt Köln dazu auf, die folgenden Maßnahmen umzusetzen: 

1. Vollständige Fallklärung der Liste Coesfeld und Vollprüfung des Bleiberechtsprogramms, mit Frist: Für 

sämtliche 471 in der sogenannten „Liste Coesfeld“ erfassten Personen sind der aktuelle 

aufenthaltsrechtliche Status, bestehende Rückführungshindernisse, der Stand der Identitätsklärung und 

der Beschaffung von Pass- oder Passersatzpapieren sowie die jeweils rechtlich möglichen nächsten 

Schritte vollständig zusammenzuführen und nachvollziehbar zu dokumentieren. Gleichberechtigt hierzu 

ist der gesamte aktuelle Bestand des Kölner Bleiberechtsprogramms von rund 1.200 Personen 

systematisch daraufhin zu überprüfen, ob die Voraussetzungen für Aufnahme und weiteren Verbleib im 

Programm erfüllt sind, insbesondere im Hinblick auf strafrechtliche Erkenntnisse und Verurteilungen, 

Mitwirkungspflichten, Identitätsklärung sowie sonstige Ausschlussgründe. Festgestellte Ausschlussgründe 

sind unverzüglich umzusetzen und die jeweils erforderlichen aufenthaltsrechtlichen Folgemaßnahmen 

einzuleiten. Die Ergebnisse beider Prüfungen sind innerhalb von vier Wochen nach dem 

Parteitagsbeschluss in einem ersten belastbaren Sachstandsbericht zusammenzuführen; noch nicht 

abschließend geklärte Fälle sind mit Bearbeitungsstand und den nächsten erforderlichen Schritten 

auszuweisen. 

2. Rückführung konsequent vorbereiten und priorisieren. Bei vollziehbar ausreisepflichtigen Personen ist 

unverzüglich im Einzelfall zu prüfen, ob eine Rückführung rechtlich und tatsächlich möglich ist. Fehlen Pass- 

oder Passersatzpapiere, ist die Unterstützung der zuständigen Zentralen Ausländerbehörden konsequent 

zu nutzen. Fälle rechtskräftig verurteilter Straftäter und sicherheitsrelevanter Personen sind im Rahmen 

der gesetzlichen Möglichkeiten prioritär zu bearbeiten. Wo eine Rückführung derzeit nicht möglich ist, sind 

die konkreten Hindernisse zu dokumentieren und regelmäßig neu zu prüfen. Bei jeder einschlägigen 

rechtskräftigen Verurteilung ist zugleich unverzüglich zu prüfen, ob ein Ausweisungsinteresse nach §§ 53 

und 54 AufenthG vorliegt und welche aufenthaltsrechtlichen Konsequenzen rechtlich geboten sind. Bei 

vollziehbar ausreisepflichtigen Personen sind Identitätsklärung und Passersatzpapierbeschaffung 

frühzeitig und fortlaufend zu betreiben; vorübergehende Abschiebungshindernisse dürfen nicht dazu 

führen, dass die Vorbereitung einer später möglichen Rückführung ruht. Liegen die gesetzlichen 

Voraussetzungen vor, sind auch die Instrumente der Abschiebungshaft und des Ausreisegewahrsams 

konsequent zu prüfen; über ihre Anordnung entscheiden die zuständigen Gerichte. Für priorisierte Fälle 

ist ein verbindliches Fallmanagement mit benannter Zuständigkeit, Wiedervorlagefristen und 

dokumentiertem nächsten Verfahrensschritt einzurichten. 

3. Keine Fortführung des Bleiberechtsprogramms in seiner bisherigen Form ab 2027. Die derzeitige 

Förderung des Kölner Bleiberechtsprogramms endet zum 31. Dezember 2026. Der Kreisparteitag spricht 

sich dagegen aus, das Programm in seiner bisherigen Form ab 2027 fortzuführen oder hierfür neue 

finanzielle Verpflichtungen einzugehen. Die nachfolgend verlangte Prüfung dient unabhängig davon der 



vollständigen Aufarbeitung des bisherigen Programms und der Gewinnung belastbarer Erkenntnisse für 

jede denkbare künftige Regelung. Eine etwaige Nachfolgeregelung darf nur auf neuer Grundlage und erst 

nach vollständiger Aufarbeitung, Evaluation der bisherigen Ergebnisse sowie Vorlage belastbarer 

Aufnahme-, Ausschluss- und Kontrollmechanismen beraten werden. Eine automatische Fortschreibung 

darf es nicht geben. 

4. Das Bleiberechtsprogramm selbst auf den Prüfstand stellen. Die Prüfung des bisherigen Programms ist 

damit kein Vorgriff auf dessen Fortführung, sondern Voraussetzung dafür, Fehler, Verantwortungswege 

und Wirkungen vollständig zu verstehen. Aufzuklären ist insbesondere, nach welchen Kriterien Personen 

aufgenommen, fortgeführt oder ausgeschlossen wurden, welche strafrechtlichen Informationen vor 

Aufnahme und während der Teilnahme regelhaft geprüft wurden und wie die zuständigen Stellen auf neue 

Erkenntnisse reagierten. Dabei ist zwischen Ermittlungsverfahren, Einstellungen, Freisprüchen und 

rechtskräftigen Verurteilungen sauber zu unterscheiden. Ebenso ist darzustellen, ob die geltenden 

Handlungsanweisungen in den geprüften Fällen eingehalten wurden. Zusätzlich sind die 29 im 

Abschlussbericht benannten Fälle, in denen der bisher unterbliebene Programmausschluss nicht 

nachvollzogen werden konnte, einzeln aufzuarbeiten und die Gründe für Aufnahme, Verbleib, 

unterbliebenen beziehungsweise verzögerten Ausschluss sowie die daraus folgenden 

aufenthaltsrechtlichen Bearbeitungsschritte darzustellen. 

5. Rolle und Finanzierung der externen Träger transparent prüfen. Die Zusammenarbeit mit 

Caritasverband für die Stadt Köln e. V., Diakonie Köln und Region, Kölner Flüchtlingsrat e. V. und Rom e. 

V. ist ergebnisoffen und ohne Vorverurteilung aufzuarbeiten. Darzustellen sind Aufgaben, Fördermittel, 

Beratungs- und Informationswege, Zuständigkeitsgrenzen und tatsächliche Mitwirkungsformen. 

Insbesondere ist transparent zu machen, welche Informationen die Träger erhielten oder weitergaben, 

welche Empfehlungen sie aussprechen konnten und wo ausschließlich die hoheitliche Entscheidung der 

Verwaltung begann. Beratung und staatliche Entscheidung müssen institutionell und praktisch eindeutig 

getrennt bleiben. 

6. Rechnungsprüfungsamt mit Sonderprüfung beauftragen. Der Rat soll das Rechnungsprüfungsamt mit 

einer Sonderprüfung des Kölner Bleiberechtsprogramms und der städtischen Steuerungs- und 

Kontrollprozesse beauftragen. Zu prüfen sind insbesondere die Ordnungsmäßigkeit und Rechtmäßigkeit 

des Verwaltungshandelns, die Wirksamkeit interner Kontrollmechanismen sowie die Verwendung und 

Kontrolle der für das Programm und seine externen Träger eingesetzten städtischen Mittel. Einzubeziehen 

sind die Entscheidungs- und Kontrollprozesse seit Einrichtung des Programms sowie die vertraglichen und 

finanziellen Beziehungen zu den beteiligten Trägern, soweit städtische Prüfungsrechte bestehen. Das 

Rechnungsprüfungsamt soll zugleich feststellen, welche weitergehenden Prüfungs- und Einsichtsrechte 

gegenüber den Trägern aus Förderbescheiden, Verträgen oder sonstigen Vereinbarungen folgen. Über die 

Ergebnisse ist dem Rechnungsprüfungsausschuss und dem Rat zu berichten. Dabei ist ausdrücklich zu 

berücksichtigen, dass das Rechnungsprüfungsamt nach dem Abschlussbericht bereits methodisch und zur 

Qualitätssicherung an der Untersuchung des Rechtsamts beteiligt war. Der zusätzliche Prüfauftrag soll 

deshalb nicht die abgeschlossene Einzelfallprüfung wiederholen, sondern eigenständig die 

Wirtschaftlichkeit, Förder- und Kooperationsbeziehungen, Kontrollsysteme sowie die Wirksamkeit der 

städtischen Steuerung des Programms untersuchen. 

7. Unabhängige Kontrolle statt Selbstprüfung allein. Die Bezirksregierung Köln soll als Kommunalaufsicht 

in die Aufarbeitung einbezogen werden. Ihr sind die für eine eigenständige Bewertung erforderlichen 

Unterlagen zur Verfügung zu stellen. Soweit fachaufsichtliche, datenschutzrechtliche, haushaltsrechtliche 

oder sonstige landesrechtliche Fragen berührt sind, sind die zuständigen Stellen des Landes 



einzubeziehen. Eine Angelegenheit dieser Tragweite darf nicht allein mit einer verwaltungsinternen 

Bewertung abgeschlossen werden. 

8. Verantwortung konkret feststellen – politische, fachliche und organisatorische Konsequenzen ziehen. 

Es ist offenzulegen, wann die Liste Coesfeld einging, welche Organisationseinheiten und Führungsebenen 

davon Kenntnis erhielten, wie sie weitergeleitet wurde, wer über Antworten und weitere Bearbeitung 

entschied und weshalb das konkrete Hilfsangebot nicht einheitlich bearbeitet wurde. Der Abschlussbericht 

hat keine Anhaltspunkte für disziplinarisch relevante Verstöße festgestellt. Unabhängig von dieser 

disziplinarrechtlichen Bewertung sind die politische, fachliche und organisatorische Verantwortung für die 

festgestellten Defizite konkret zu benennen und die erforderlichen organisatorischen Konsequenzen zu 

ziehen. Ebenso ist zu klären, auf welcher fachlichen und organisatorischen Grundlage Bescheinigungen 

verwendet wurden, nach denen während der Programmteilnahme von aufenthaltsbeendenden 

Maßnahmen abgesehen werde, wer diese Praxis verantwortete und wie verhindert wird, dass die 

Teilnahme an einem Beratungsprogramm künftig faktisch die Prüfung gesetzlich möglicher 

Rückführungsmaßnahmen verzögert. 

9. Öffentliche Rechenschaft mit messbaren Zahlen. Bis zum Abschluss der Aufarbeitung soll regelmäßig 

öffentlich über den Bearbeitungsstand berichtet werden. Auszuweisen sind mindestens: vollständig 

geprüfte Fälle, festgestellte Verfahrensausgänge, eingeleitete bzw. abgeschlossene aufenthaltsrechtliche 

Maßnahmen, angeforderte Passersatzpapiere, freiwillige Ausreisen und Rückführungen sowie Fälle, in 

denen konkrete rechtliche oder tatsächliche Rückführungshindernisse fortbestehen. 

10. Strukturelle Konsequenzen aus Köln und NRW ziehen. Die CDU Köln unterstützt verbindlichere 

Informations- und Kontrollverfahren zwischen Polizei, Justiz, Ausländerbehörden, Zentralen 

Ausländerbehörden und Aufsicht. Erkenntnisse dürfen nicht zwischen Zuständigkeiten verloren gehen. Für 

ausreisepflichtige Straftäter und sicherheitsrelevante Personen braucht es klare Priorisierung, 

dokumentierte Zuständigkeit und eine überprüfbare Bearbeitung bis zum Abschluss des jeweiligen 

Verfahrens. 

11. Einbürgerungslotsen einführen – erfolgreiche Integration effizient zum Abschluss bringen. Köln soll 

nach dem Vorbild bereits bestehender Modelle in deutschen Großstädten ein qualifiziertes 

Einbürgerungslotsen-Programm aufbauen. Die Lotsinnen und Lotsen sollen Einbürgerungsinteressierte bei 

der strukturierten Vorbereitung vollständiger Unterlagen, bei Verfahrensfragen und bei der Orientierung 

im Antragsprozess unterstützen, ohne hoheitliche Prüfungen oder Rechtsentscheidungen zu übernehmen. 

Die konkrete organisatorische Ausgestaltung soll die Stadt anhand fachlicher, wirtschaftlicher und 

verfahrenspraktischer Kriterien entwickeln; sicherzustellen sind eine qualifizierte Durchführung, 

einheitliche Standards und eine klare Schnittstelle zur Einbürgerungsbehörde. Ziel ist, vermeidbare 

Rückfragen und unvollständige Anträge zu reduzieren, vorhandene Verwaltungskapazitäten stärker auf 

die gesetzliche Prüfung und Entscheidung zu konzentrieren und Menschen, die die gesetzlichen 

Einbürgerungsvoraussetzungen erfüllen, durch ein geordnetes Verfahren zu begleiten. Über Kosten, 

Fallzahlen, Vollständigkeit der vorbereiteten Anträge und Auswirkungen auf Bearbeitungsabläufe ist nach 

einer angemessenen Pilotphase zu berichten. 


